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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Ingrid Heckner, Joachim Un-
terländer, Judith Gerlach, Florian Hölzl, Dr. Gerhard Hopp, Tho-
mas Huber, Hermann Imhof, Michaela Kaniber, Dr. Hans Reich-
hart, Kerstin Schreyer, Steffen Vogel und Fraktion (CSU) 

Bayern bleibt Familienland: Familien noch besser unterstützen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bei den weiteren Planungen für 
ein starkes familienpolitisches Maßnahmenpaket im Rahmen der fi-
nanziellen Möglichkeiten die Eckpunkte erfolgreicher bayerischer Fa-
milienpolitik 

1. finanzielle Entlastung der Familien, 

2. Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch qualitativ hochwertige 
und verlässliche Kinderbetreuung und 

3. Chancengerechtigkeit durch Bildungsteilhabe 

zu berücksichtigen und sich für weitere Verbesserungen einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Der Freistaat unterstützt seine Familien besser als jedes andere Bun-
desland. In Bayern leben laut einer Bertelsmann-Studie so wenige 
Kinder unter 18 Jahren in Hartz-IV-Haushalten wie in keinem anderen 
Bundesland. Das zeigt, dass wir in Bayern mit unserer Familienpolitik 
richtig liegen. Als einziges Bundesland haben wir ein bayerisches 
Betreuungsgeld eingeführt und wir unterstützen ein Drittel der bayeri-
schen Eltern mit unserem Landeserziehungsgeld. Hier haben wir ge-
rade erst die Einkommensgrenzen angehoben, damit noch mehr Fa-
milien von dieser Leistung profitieren. 

Wir möchten Familien in ihrer Lebensgestaltung unterstützen. Das be-
deutet auch, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf entspre-
chend den sich ändernden Bedarfen gefördert werden muss. Dazu 
gehören auch eine gute Qualität der Kinderbetreuung und eine Zu-
gangsmöglichkeit zu den Bildungseinrichtungen für alle Kinder und 
Jugendliche. 

Bei der Unterstützung von Familien ist aber auch die Bundespolitik 
gefragt, insbesondere bei Fragen der Eigentums- und Vermögensbil-
dung sowie bei Steuerfragen. Daher muss sich die Staatsregierung 
auch hier weiter einsetzen, damit unsere Familien auch in Zukunft 
noch stärker unterstützt werden. 

 


